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Konsumgenossenschaften e.V.  

 
 
 
 
An den Vorstand 
Zentralverband deutscher 
Konsumgenossenschaften e.V. 
Baumeisterstr. 2 
20099 Hamburg 
 
 
 
Wir, die ________________________________________________________ 
    (Firma mit Rechtsformzusatz) 
 
beantragen hiermit die Mitgliedschaft im Zentralverband deutscher Konsumgenossenschaf-
ten e.V. 
 
Die Satzung, die Allgemeinen Auftragsbedingungen und die Datenschutzerklärung des ZdK 
haben wir erhalten und erkennen diese an. 
 
Wir fügen diesem Antrag unsere Satzung / Gesellschaftsvertrag bei. 
 
Der ZdK informiert seine Mitglieder und Interessierte regelmäßig über einen Newsletter über 
seine Tätigkeiten und Informationen rund um das Genossenschaftswesen. In diesen Verteiler 
soll/en folgende E-Mail-Adresse/n aufgenommen werden (eine E-Mail ist Pflicht): 
 

 
 

  

 
 

  

 
 

  

 
 

  

 
Mit Unterzeichnung der Beitrittserklärung erteilen wir auch die Einwilligung für die o.g. E-
Mail-Adressen, zur Aufnahme in den Newsletter-Verteiler und bestätigen, dass wir von den 
betreffenden Personen dazu berechtigt worden sind. 
 
 
______________________________ 
Ort, Datum 
 
 
 
______________________________  ______________________________ 

(Unterschrift)      (Unterschrift) 

(Anschrift) 



Mitgliedsantrag zum ZdK 
Datenschutzhinweise 

 
 

Zentralverband deutscher 
Konsumgenossenschaften e.V.  

 
Verantwortlich für die Datenverarbeitung ist: 
 
Zentralverband deutscher Konsumgenossenschaften e.V. 
Baumeisterstr. 2; 20099 Hamburg 
www.zdk.coop 
Tel.: 040 – 2 35 19 79 – 0 
Mail: info@zdk.coop 
 
Für die Mitgliedschaft im ZdK werden folgende Daten benötigt: Firma, Rechtsform und Anschrift des Mitglieds 
und Namen und Kontaktdaten der Organvertreter (Art. 6 Abs. 1 lit. b DSGVO in Verbindung mit der Satzung des 
ZdK). Die personenbezogenen Daten werden nicht an Dritte weitergeleitet, soweit nicht im Einzelfall dafür eine 
Einwilligung erteilt wird. 
 
Die Daten werden unterschiedlich aufbewahrt: Alle steuerlich relevanten Informationen werden zehn Jahre 
aufbewahrt (§ 147 AO), nach den Allgemeinen Auftragsbedingungen werden Beratungsakten (und die darin 
enthaltenen personenbezogenen Daten) sieben Jahre aufbewahrt (Nr. 11 AAB ZdK). Sofern die Organtätigkeit 
für das Mitglied beendet worden ist (und uns dies angezeigt worden ist), werden die betreffenden personenbe-
zogenen Daten aus den Mitgliederverteilern gelöscht. 
 
Besondere Hinweise zum Newsletter: 
Für den Newsletter, benötigen wir von Ihnen eine E-Mail-Adresse. Weitere Daten werden nicht bzw. nur auf 
freiwilliger Basis erhoben. Diese Daten verwenden wir ausschließlich für den Versand der angeforderten Infor-
mationen und geben diese nicht an Dritte weiter. Die Verarbeitung der angegebenen Daten erfolgt ausschließ-
lich auf Grundlage Ihrer Einwilligung (Art. 6 Abs. 1 lit. a DSGVO). Die erteilte Einwilligung zur Speicherung der 
Daten, der E-Mail-Adresse sowie deren Nutzung zum Versand des Newsletters können Sie jederzeit widerrufen, 
etwa über den „Austragen“-Link im Newsletter. Die Rechtmäßigkeit der bereits erfolgten Datenverarbeitungs-
vorgänge bleibt vom Widerruf unberührt. Die von Ihnen zum Zwecke des Newsletter-Bezugs bei uns hinterleg-
ten Daten werden von uns bis zu Ihrer Austragung aus dem Newsletter gespeichert und nach der Abbestellung 
des Newsletters gelöscht. Daten, die zu anderen Zwecken bei uns gespeichert wurden (z.B. E-Mail-Adressen für 
den Mitgliederbereich) bleiben hiervon unberührt. Um unseren Newsletter für Sie interessant zu gestalten, er-
fassen wir statistisch welche Links die Nutzer in dem Newsletter geklickt haben. Mit der Anmeldung erklären 
Sie sich mit dieser statistischen Erfassung einverstanden (Art. 6 Abs. 1 lit. A DSGVO). 
 
Wir sind um die Sicherheit Ihrer Daten im Rahmen der geltenden Datenschutzgesetze und technischen Mög-
lichkeiten maximal bemüht. Zur Sicherung Ihrer Daten unterhalten wir angemessene technische und organisa-
torische Sicherungsmaßnahmen entsprechend Art. 32 DSGVO, die wir immer wieder dem Stand der Technik 
anpassen. 
 
Viele Datenverarbeitungsvorgänge sind nur mit Ihrer ausdrücklichen Einwilligung möglich. Sie können eine be-
reits erteilte Einwilligung jederzeit widerrufen. Dazu reicht eine formlose Mitteilung per E-Mail an uns. Die 
Rechtmäßigkeit der bis zum Widerruf erfolgten Datenverarbeitung bleibt vom Widerruf unberührt. Im Falle da-
tenschutzrechtlicher Verstöße steht dem Betroffenen ein Beschwerderecht bei der zuständigen Aufsichtsbe-
hörde zu. Zuständige Aufsichtsbehörde in datenschutzrechtlichen Fragen ist der Landesdatenschutzbeauftragte 
des Bundeslandes, in dem unser Unternehmen seinen Sitz hat. Sie haben das Recht, Daten, die wir auf Grund-
lage Ihrer Einwilligung oder in Erfüllung eines Vertrags automatisiert verarbeiten, an sich oder an einen Dritten 
in einem gängigen, maschinenlesbaren Format aushändigen zu lassen. Sofern Sie die direkte Übertragung der 
Daten an einen anderen Verantwortlichen verlangen, erfolgt dies nur, soweit es technisch machbar ist. Sie ha-
ben im Rahmen der geltenden gesetzlichen Bestimmungen jederzeit das Recht auf unentgeltliche Auskunft 
über Ihre gespeicherten personenbezogenen Daten, deren Herkunft und Empfänger und den Zweck der Daten-
verarbeitung und ggf. ein Recht auf Berichtigung, Sperrung oder Löschung dieser Daten. 
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§ 1 Name, Sitz und Gebiet des Verbandes  
(1) Der Verband führt den Namen:  

Zentralverband deutscher 
Konsumgenossenschaften e.V. 

(2) Der Verband hat seinen Sitz in Hamburg und ist in 
das Vereinsregister eingetragen. Sein Ausbreitungsge-
biet umfasst das Gebiet der Bundesrepublik Deutsch-
land.  
 
§ 2 Zweck des Verbandes  
(1) Der Zweck des Verbandes ist die Wahrnehmung der 
Interessen seiner Mitglieder und die Förderung des 
Genossenschaftswesens. Er vertritt die Interessen ge-
nossenschaftlicher Unternehmen und Personenverei-
nigungen bürgerschaftlichen Engagements, die das 
Ziel der Befriedigung von Grundbedürfnissen ihrer 
Mitglieder verfolgen. Besonderes Augenmerk des Ver-
bandes ist dabei auf eingetragene Genossenschaften 
gerichtet. Dieser Zweck soll erreicht werden durch:  
1. die Pflege und Förderung genossenschaftlicher 
Grundsätze;� 
2. die wirtschaftliche, rechtliche und steuerliche Ver-
tretung gegenüber den Organen des Staates, sowie die 
Vertretung in internationalen Organisationen der Ge-
nossenschaften und gegenüber internationalen Insti-
tutionen oder der Europäischen Union;  
3. die Rechts- und Steuerberatung der Mitglieder im 
Rahmen der zulässigen Tätigkeit als Berufsverband;  
4. die betriebswirtschaftliche und unternehmensorga-
nisatorische Beratung und Betreuung der Mitglieder 
und Hilfe bei der Gründung neuer Genossenschaften; 
5. die Beratung und Vertretung der Mitglieder in ihrer 
Eigenschaft als Arbeitgeber;� 
6. die Aus- und Fortbildung von Mitarbeitern, Füh-
rungskräften und Aufsichtsratsmitgliedern der Mitglie-
der;� 
7. die Weiterentwicklung insbesondere des Genossen-
schafts- und Vereinsrechts, des genossenschaftlichen 
Prüfungswesens und anderer Rechtsgebiete, die für 
die Mitglieder von besonderer Bedeutung sind;� 
8. die Pflege der Beziehungen zu genossenschaftlichen 
Verbänden;� 
9. die Errichtung und den Schutz von den Mitgliedsun-
ternehmen gemeinsam genutzter Marken (Kollektiv-
marke) für die Mitgliedsunternehmen oder eine 
Gruppe von Mitgliedsunternehmen ohne eigene wirt-
schaftliche Betätigung durch den Verband.� 
(2) Der Verband verfolgt keine Erwerbszwecke. Die 
Vermögensverwaltung dient der Verfolgung der Ver-
bandszwecke. Dies gilt auch im Falle der Wahrneh-
mung treuhänderischer Aufgaben.  
 
§ 3 Gliederung des Verbandes  
Der Verband kann zur Wahrnehmung seiner Aufgaben 
Außenstellen unterhalten.  
 
 
 

§ 4 Mitgliedschaft  
Mitglieder des Verbandes können werden:� 
1. Genossenschaften, genossenschaftliche Unterneh-
men und Personenvereinigungen bürgerschaftlichen 
Engagements, die sich der Versorgung ihrer Mitglieder 
in Bezug auf deren alltägliche Bedarfe widmen;� 
2. solche Unternehmen, die sich ganz oder überwie-
gend in der Hand von Mitgliedern oder�deren Tochter-
gesellschaften befinden oder sonst dem Genossen-
schaftswesen dienen;� 
3. andere Unternehmen soweit und solange ihre Mit-
gliedschaft den Interessen des Verbandes dient.  
 
§ 5 Erwerb der Mitgliedschaft  
(1) Zum Erwerb der Mitgliedschaft bedarf es eines 
schriftlichen Aufnahmeantrages.� 
(2) Über die Aufnahme in den Verband entscheidet der 
Vorstand. Dem Antragsteller ist die Entscheidung 
schriftlich mitzuteilen.  
(3) Wird einem Antragsteller die Aufnahme durch den 
Vorstand versagt, so steht ihm innerhalb einer Frist 
von vier Wochen nach Zugang der schriftlichen Mittei-
lung der Einspruch an den Verbandsrat zu. Der Ein-
spruch ist schriftlich an den Vorsitzenden des Ver-
bandsrates zu richten und zu begründen. Über den Ein-
spruch entscheidet der Verbandsrat durch schriftli-
chen Bescheid abschließend.  
 
§ 6 Beendigung der Mitgliedschaft  
(1) Die Mitgliedschaft endet:� 
1. durch Kündigung (§ 7);� 
2. durch Ausschluss (§ 8);� 
3. durch Auflösung, Umwandlung, Verschmelzung (§ 
9).  
(2) Das Ausscheiden eines Mitgliedes berührt den Be-
stand des Verbandes nicht. Das ausgeschiedene Mit-
glied hat keine Ansprüche an das Vermögen des Ver-
bandes.  
 
§ 7 Kündigung  
Die Kündigung der Mitgliedschaft ist schriftlich und un-
ter Einhaltung einer Kündigungsfrist von sechs Mona-
ten zum Schluss des Geschäftsjahres des Verbandes 
möglich. Das Recht zur außerordentlichen Kündigung 
aus wichtigem Grund bleibt davon unberührt.  
 
§ 8 Ausschluss  
(1) Ein Mitglied kann ausgeschlossen werden:� 
1. wenn es eine ihm nach der Satzung obliegende we-
sentliche Verpflichtung vorsätzlich oder grobfahrlässig 
verletzt;� 
2. wenn es den Interessen des Verbandes oder seiner 
Mitglieder gröblich zuwiderhandelt;� 
3. wenn bei einem anderen Unternehmen gem. § 4 
Ziff. 3 die Mitgliedschaft nicht mehr im Interesse des 
Verbandes liegt;� 
4. wenn es sich gesetzwidriger Handlungen oder Un-
terlassungen schuldig macht oder wenn es andere als 



Satzung 
 

 
Zentralverband deutscher 
Konsumgenossenschaften e.V.  

 
die im Genossenschaftsgesetz bezeichneten geschäft-
lichen Zwecke verfolgt (§ 81 GenG);� 
5. wenn es länger als ein Jahr postalisch nicht erreicht 
wird und die Postanschrift der Genossenschaft, bzw. 
der vertretungsberechtigten Organe sich nicht, oder 
nur mit einem unzumutbaren Aufwand, ermitteln 
lässt;� 
6. wenn es in grober Weise genossenschaftliche 
Grundsätze verletzt.� 
(2) Über den Ausschluss von Mitgliedern entscheidet 
der Vorstand.� 
(3) Dem ausgeschlossenen Mitglied steht der Ein-
spruch an den Verbandsrat zu. Er ist binnen eines Mo-
nats, nachdem der Beschluss mitgeteilt, bzw. im Fall 
des Absatz 1 Ziff. 5 beschlossen ist, schriftlich beim 
Vorstand einzulegen. Der Einspruch hat keine auf-
schiebende Wirkung. Wird nicht fristgemäß Einspruch 
eingelegt, entfällt auch jede Klagemöglichkeit. Über 
den Beschluss des Verbandsrates ist das ausgeschlos-
sene Mitglied schriftlich zu unterrichten.� 
(4) Vor der Beschlussfassung nach den Absätzen 2 und 
4 dieser Vorschriften ist das Mitglied zu hören, soweit 
nicht das Mitglied wegen Nichterreichbarkeit ausge-
schlossen werden soll. Das Mitglied ist berechtigt, sich 
durch einen Bevollmächtigten vertreten zu lassen.  
 
§ 9 Auflösung und Umwandlung  
Bei Auflösung eines Mitgliedes endet die Mitglied-
schaft mit dem Abschluss der Liquidation. Bei Um-
wandlung eines Mitgliedes endet die Mitgliedschaft, 
soweit nichts anderes vereinbart wird, mit dem Ablauf 
des Geschäftsjahres des Verbandes. Bei Auflösung 
durch Verschmelzung endet die Mitgliedschaft, soweit 
nichts anderes vereinbart wird, mit dem Zeitpunkt der 
Eintragung der Verschmelzung in das Register.  
 
§ 10 Rechte der Mitglieder  
Die Mitglieder sind berechtigt:� 
1. auf dem Verbandstag die Rechte auszuüben, die 
ihnen in den Angelegenheiten des Verbandes zu-
stehen;� 
2. die Dienstleistungen, die der Verband im Rahmen 
seiner Zuständigkeit anbietet, in Anspruch zu nehmen.  
 
§ 11 Pflichten der Mitglieder  
Die Mitglieder sind verpflichtet:� 
1. die Satzung des Verbandes einzuhalten und die von 
den Organen des Verbandes gefassten Beschlüsse zu 
beachten;� 
2. dem Verband alle Auskünfte und Unterlagen zu ge-
ben, die er zur Erfüllung seiner Aufgaben benötigt;� 
3. die festgesetzten Beiträge bzw. Gebühren fristge-
recht zu entrichten.  
 
 
 
 
 

§ 12 Beginn und Ende der Beitragspflicht  
Die Verpflichtung zur Zahlung der Beiträge beginnt mit 
dem Anfang des Jahres, in dem die Mitgliedschaft er-
worben wird. Die Verpflichtung�zur Zahlung der Bei-
träge erlischt mit der Beendigung der Mitgliedschaft 
gem. §§ 7,8,9.  
 
§ 13 Organe  
Die Organe des Verbandes sind:  
1. der Verbandstag;� 
2. der Verbandsrat;� 
3. der Vorstand.  
 
§ 14 Der Verbandstag  
(1) Der Verbandstag ist die Versammlung der dem Ver-
band angehörenden Mitglieder.�(2) Das Stimmrecht 
der Mitglieder nach § 4 Ziff.1 richtet sich nach der An-
zahl ihrer jeweiligen Mitglieder. Maßgeblich ist die im 
letzten hinterlegten bzw. offengelegten Jahresab-
schlusses angegebene Zahl. Die Mitglieder haben bei  
3 Mitgliedern bis 500 Mitgliedern 1 Stimme� 
501 Mitgliedern bis 1.000 Mitgliedern 2 Stimmen� 
1.001 Mitgliedern bis 1.500 Mitgliedern 3 Stimmen  
1.501 Mitgliedern bis 2.500 Mitgliedern 4 Stimmen  
2.501 Mitgliedern bis 5.000 Mitgliedern 5 Stimmen  
5.001 Mitgliedern bis 7.500 Mitgliedern 6 Stimmen  
7.501 Mitgliedern bis 10.000 Mitgliedern 7 Stimmen  
10.001 Mitgliedern bis 15.000 Mitgliedern 8 Stimmen  
15.001 Mitgliedern bis 20.000 Mitgliedern 9 Stimmen  
über 20.000 Mitgliedern 10 Stimmen.  
Mitglieder, die noch keinen Jahresabschluss offenge-
legt bzw. hinterlegt haben, und andere Mitglieder ha-
ben eine Stimme. Mitglieder nach § 4 Ziff. 1, die keinen 
Jahresabschluss aufstellen, können die Mitgliederzahl 
über ein vertretungsberechtigtes Organ mitteilen.� 
(3) Ausgeschlossene Mitglieder haben kein Stimm-
recht. Das Stimmrecht von Mitgliedern, die sich in Li-
quidation befinden oder über deren Vermögen ein In-
solvenzverfahren eröffnet und nicht beendet wurde, 
ruht.  
 
§ 15 Ausübung des Stimmrechts  
(1) Das Stimmrecht der Mitglieder wird durch deren 
Vorstands- oder Aufsichtsratsmitglieder, bzw. dem Be-
vollmächtigten der Generalversammlung ausgeübt. 
Die Bevollmächtigung eines anderen Mitgliedes ist zu-
lässig. Ein Mitglied kann neben seinen eigenen höchs-
tens die Stimmrechte für ein anderes Mitglied ausü-
ben.  
(2) Außerhalb des Verbandstages sind in eilbedürfti-
gen Fällen Beschlussfassungen im Wege schriftlicher 
Abstimmung zulässig.  
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§ 16 Zuständigkeit des Verbandstags  
(1) Der Verbandstag ist in allen Angelegenheiten zu-
ständig, die nach der Satzung nicht einem anderen Or-
gan zugewiesen sind.� 
(2) Der Verbandstag ist insbesondere zuständig für:  
1. die Änderung der Satzung und des Verbandszwe-
ckes;  
2. die Wahl und Abberufung der Mitglieder des Ver-
bandsrates und des Vorstandes;� 
3. die Entlastung des Vorstandes und Verbandsrates;� 
4. die Grundsätze der Beitragserhebung;� 
5. die Beschlussfassung über die ihm von einem Mit-
glied in zulässiger Weise vorgelegten Anträge;  
6. die Entscheidung über die Berufung gemäß § 8 Abs. 
4.  
7. die Festlegung der genossenschaftlichen Grunds-
ätze, die der Verband vertritt. 
 
§ 17 Einberufung des Verbandstags  
(1) Der ordentliche Verbandstag findet in der Regel 
spätestens alle drei Jahre statt. Der Vorstand setzt mit 
Zustimmung des Verbandsrats den Zeitpunkt und den 
Ort für die Abhaltung des Verbandstages und die vor-
läufige Tagesordnung fest.  
(2) Ein außerordentlicher Verbandstag ist unverzüglich 
einzuberufen: 
1. wenn Verbandsvorstand oder Verbandsrat dies für 
erforderlich hält;  
2. wenn Mitglieder dies beantragen, die mindestens 
10 % aller Stimmen auf sich vereinigen.� 
(3) Der Verbandstag wird durch den Verbandsvorstand 
einberufen. Die Einberufung erfolgt durch Bekanntma-
chung. Sie muss mindestens vier Wochen vor Abhal-
tung des Verbandstages erfolgen und die vorläufige 
Tagesordnung enthalten.  
(4) Anträge für die Tagesordnung des Verbandstages 
sind spätestens zwei Wochen vor seinem Stattfinden 
beim Vorstand einzureichen.� 
(5) Über Gegenstände, deren Verhandlung nicht min-
destens eine Woche vor dem Verbandstag angekün-
digt ist, können Beschlüsse nicht gefasst werden. Das 
gilt jedoch nicht für Beschlüsse über die Leitung des 
Verbandstages sowie für Anträge auf Einberufung ei-
nes außerordentlichen Verbandstages.  
 
§ 18 Verfahren des Verbandstags  
(1) Der Verbandstag wird durch den Vorsitzenden  
des Verbandsrates oder seinen Stellvertreter geleitet. 
(2) Der Verbandstag ernennt den Schriftführer.� 
(3) Beschlüsse des Verbandstages sind in einer Nieder-
schrift festzuhalten, die vom Leiter und vom Schrift-
führer des Verbandstages zu unterschreiben ist.  
(4) Das Verfahren bei den Beratungen und Beschlüssen 
des Verbandstages ist in einer vom Verbandstag zu ge-
nehmigenden Geschäftsordnung zu regeln.  
 
 
 

§ 19 Beschlussfähigkeit  
(1) Der Verbandstag ist beschlussfähig, wenn er ord-
nungsgemäß einberufen ist.� 
(2) Die Beschlüsse werden mit einfacher Stimmen-
mehrheit gefasst, soweit nicht diese Satzung eine an-
dere Mehrheit vorschreibt. Für die Änderung der Sat-
zung und des Verbandszweckes ist eine Mehrheit von 
drei Vierteln der abgegebenen Stimmen erforderlich. 
Stehen bei Wahlen so viele Kandidaten zur Verfügung, 
wie Organmitglieder gewählt werden sollen, so kann 
offen im Block abgestimmt werden, wenn nicht ein 
Mitglied auf dem Verbandstag dies ablehnt.  
 
§20  
- unbesetzt -  
 
§ 21 Der Verbandsrat  
(1) Der Verbandsrat besteht aus mindestens drei und 
maximal zehn Mitgliedern, die vom Verbandstag ge-
wählt werden. Die Mehrheit der Mitglieder muss zum 
Zeitpunkt der Wahl dem Vorstand oder Aufsichtsrat ei-
ner Mitgliedsgenossenschaft angehören.  
(2) Wahlvorschläge müssen spätestens 14 Tage vor 
dem Verbandstag zu Händen des Verbandsvorstandes 
eingereicht werden. Wahlvorschläge sind gültig, wenn 
sie von Mitgliedern eingereicht werden, denen zusam-
men mindestens vier Stimmen zustehen, oder die von 
einem Mitglied mit Unterstützung eines anderen Mit-
glieds eingereicht werden.  
(3) Der Verbandstag wählt für jedes Verbandsratsmit-
glied gleichzeitig ein Ersatzmitglied, das für den Rest 
der Amtsdauer in den Verbandsrat nachrückt, wenn 
das Verbandsratsmitglied aus dem Verbandsrat aus-
scheidet.  
(4) Der Verbandstag erlässt auf Vorschlag des Ver-
bandsrates eine Wahlordnung.  
 
§ 22 Amtsdauer  
Die regelmäßige Amtsdauer der Mitglieder des Ver-
bandsrates beträgt drei Jahre; sie endet mit Ablauf des 
ordentlichen Verbandstages, der auf den Amtsbeginn 
folgt. Wiederwahl ist zulässig.  
§ 23 Vorsitz, Beschlussfähigkeit  
(1) Der Verbandsrat wählt in seiner konstituierenden 
Sitzung unmittelbar nach seiner Neuwahl für die Dauer 
seiner Amtszeit einen Vorsitzenden, dessen Stellver-
treter sowie einen Schriftführer  
(2) Der Verbandsrat ist beschlussfähig, wenn die Mehr-
heit seiner Mitglieder anwesend ist. Er fasst seine Be-
schlüsse mit einfacher Mehrheit.  
 
§ 24 Beschlussfassung  
(1) Beschlüsse des Verbandsrates sind in einer Nieder-
schrift festzuhalten, die vom Vorsitzenden und vom 
Schriftführer zu unterschreiben ist. Die Mitglieder des 
Verbandsrates und des Vorstandes erhalten je eine 
Ausfertigung der Niederschrift.  
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(2) Der Verbandsrat kann in dringenden Fällen schrift-
lich, telefonisch oder elektronisch Beschlüsse fassen, 
wenn im Einzelfall kein Mitglied diesem Verfahren wi-
derspricht.  
 
§ 25 Aufgaben  
Der Verbandsrat hat folgende Aufgaben:� 
1. den Vorstand bei der Geschäftsführung zu beraten, 
unterstützen und zu überwachen und sich über den 
Gang der Geschäfte unterrichtet zu halten;� 
2. den Wirtschaftsplan für das Folgejahr zu prüfen und 
zu genehmigen;� 
3. den Jahresabschluss zu prüfen und festzustellen;  
4. die vom Vorstand vorbereitete vorläufige Tagesord-
nung des Verbandstages zu genehmigen;� 
5. über die dem Verbandstag für die Wahl oder Abbe-
rufung von Mitgliedern des Vorstandes zu unterbrei-
tenden Vorschläge zu beschließen;� 
6. die Dienstverträge mit den Mitgliedern des Ver-
bandsvorstandes im Namen des Verbandes zu schlie-
ßen und zu kündigen;� 
7. Mitglieder des Vorstandes vorläufig, bis zur Ent-
scheidung des unverzüglich einzuberufenden Ver-
bandstages, ihres Amtes zu entheben und wegen der 
einstweiligen Fortführung der Geschäfte das Erforder-
liche zu veranlassen;� 
8. aus den gewählten Mitgliedern des Vorstandes ggf. 
einen Sprecher zu bestellen;� 
9. für den Fall, dass Vorstandsmitglieder vorzeitig aus 
dem Amt scheiden, Vorstandsmitglieder längstens bis 
zum nächsten ordentlichen Verbandstag zu bestellen; 
10. im Rahmen der Festlegungen des § 2 Absatz 1 Satz 
2 Ziffer 9 Markensatzungen hinsichtlich der Kollektiv-
marken zu beschließen.  
 
§ 26 Ausschüsse  
Zur Durchführung seiner Aufgaben kann der Verbands-
rat Ausschüsse bilden.  
 
§ 27 Gemeinschaftliche Sitzungen  
Der Vorstand nimmt an den Sitzungen des Verbands-
rates teil, soweit nicht der Verbandsrat auf Wunsch ei-
nes Verbandsratsmitgliedes ohne den Vorstand bera-
ten möchte. Ein Beschluss vom Verbandsrat und Vor-
stand in Fragen, die Zustimmungspflichtig durch den 
Verbandsrat sind, setzt übereinstimmende Beschlüsse 
beider Organe voraus.  
 
§ 28 Der Vorstand  
(1) Das geschäftsführende Organ des Verbandes ist der 
Vorstand. Er besteht aus mindestens zwei Mitgliedern, 
die auf Vorschlag des Verbandsrates von dem Ver-
bandstag auf die Dauer von höchstens sechs Jahren ge-
wählt werden. Wiederwahl ist zulässig. Der Vorstand 
kann für seine Tätigkeit für den Verband eine Vergü-
tung erhalten, die Höhe der Vergütung wird nach § 25 
Ziff. 6 vom Verbandsrat festgesetzt. 

(2) Die Wahl der Mitglieder des Vorstandes ist jeder-
zeit widerruflich, unbeschadet etwaiger Ansprüche 
aus bestehenden Verträgen. Die Abberufung der Mit-
glieder des Vorstandes erfolgt auf Antrag des Ver-
bandsrates durch Beschluss des Verbandstages.  
 
§ 29 Geschäftsführung und Vertretung  
(1) Der Vorstand führt die Geschäfte des Verbandes, 
soweit er darin nicht im Innenverhältnis durch Gesetz, 
Satzung oder die Beschlüsse des Verbandstages be-
schränkt ist.  
(2) Der Verband wird von zwei Vorstandsmitgliedern 
gemeinschaftlich oder von einem Vorstandsmitglied 
gemeinschaftlich mit einem besonderen Vertreter ver-
treten.  
(3) Durch Beschluss des Verbandsrates können die 
Vorstandsmitglieder von den Beschränkungen des § 
181 BGB freigestellt werden.  
 
§ 30 Aufgaben  
Der Vorstand hat folgende Aufgaben:� 
1. die Interessen des Verbandes und seiner Mitglieder 
im Rahmen der satzungsgemäßen Aufgaben zu wah-
ren;� 
2. die Geschäfte des Verbandes zu führen;� 
3. die Mitarbeiter des Verbandes einzustellen und zu 
entlassen;� 
4. über die Aufnahme neuer Mitglieder zu entschei-
den;� 
5. den Verbandstag einzuberufen;  
6. die Tagesordnung des Verbandstages vorzuberei-
ten;� 
7. für ein ordnungsgemäßes Rechnungswesen zu sor-
gen und dem Verbandsrat den Jahresabschluss und 
den Wirtschaftsplan vorzulegen;  
8. dem Verbandstag und dem Verbandsrat über seine 
Tätigkeit zu berichten und den Geschäftsbericht zu er-
statten.  
 
§ 31 Niederschrift  
Über die Beschlüsse des Vorstandes ist eine Nieder-
schrift anzufertigen, die von seinen Mitgliedern zu un-
terschreiben ist.  
 
§ 32 Zustimmungspflichtige Geschäfte  
Der Vorstand bedarf der Zustimmung des Verbands-
rats für:� 
1. die Festsetzung des Zeitpunktes und des Ortes für 
die Abhaltung der Verbandstage;� 
2. Festsetzung der Beiträge bzw. Gebühren im Rahmen 
der Beschlüsse des Verbandstages;  
3. der Ausschluss von Mitgliedern gem. § 8 Abs. 2.;� 
4. die Bestellung eines besonderen Vertreters.  
 
§ 33 Beratung  
Zur Erfüllung seiner satzungsgemäßen Aufgaben un-
terhält der Verband entsprechende Abteilungen. Wird 
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die Erfüllung dieser Aufgaben durch Dritte wahrge-
nommen, bedarf es hierzu der Genehmigung des Ver-
bandsrates.  
 
§ 34  
- unbesetzt -  
 
§ 35 Bekanntmachungen  
Die Bekanntmachungen des Verbandes erfolgen durch 
Rundschreiben.  
 
§ 36 Haftungsbegrenzung  
(1) Der Verband haftet nur für Vorsatz und grobe Fahr-
lässigkeit, der Höhe nach bis zu einem Betrag von 1 
Mio. €. Soweit gesetzliche Regelungen dies erfordern 
(insbesondere bei Schäden aus der Verletzung des Le-
bens, des Körpers oder der Gesundheit oder der Ver-
letzung von Kardinalspflichten), erstreckt sich die Haf-
tung auch auf Fahrlässigkeit.� 
(2) Als einzelner Schadensfall ist die Summe der Scha-
densersatzansprüche eines Anspruchsberechtigten zu 
verstehen, die sich aus ein und demselben Verstoß 
ergibt. Hierbei gilt mehrfaches auf gleicher Weise oder 
gleichartiger Fehlerquelle beruhendes Tun oder Unter-
lassen als einheitlicher Verstoß, wenn die betreffen-
den Angelegenheiten miteinander in rechtlichem oder 
wirtschaftlichem Zusammenhang stehen. Als einzelner 
Schadensfall gelten ferner auch alle Verstöße, die bei 
einer Leistung von mehreren Personen begangen wor-
den sind oder im Falle mehrerer Anspruchsberechtig-
ter.  
 (3) Für Schäden, die im Rahmen mehrerer gleicharti-
ger einheitlicher Leistungen aufgrund mehrerer auf 
dem gleichen fachlichen Fehler beruhender Verstöße 
einem Auftraggeber entstanden sind, haftet der Ver-
band nur bis zur in Absatz 1 genannten Höhe ohne 
Rücksicht darauf, ob der Schaden durch Verstöße in ei-
nem Jahr oder in mehreren Jahren verursacht worden 
ist. In diesem Falle haftet der Verband im Rahmen der 
gesetzlichen Vorschriften nach dem Umfang entspre-
chend Absatz 1.  
(4) Soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist, kann 
ein Schadensersatzanspruch nur innerhalb einer Aus-
schlussfrist von 6 Monaten geltend gemacht werden, 
nachdem der Anspruchsberechtigte von dem Schaden 
und von dem anspruchsbegründenden Ereignis Kennt-
nis erlangt hat, spätestens aber innerhalb von drei Jah-
ren nach dem anspruchsbegründenden Ereignis. Der 
Anspruch erlischt, wenn trotz entsprechenden schrift-
lichen Hinweises des Verbandes nicht innerhalb einer 
Frist von 6 Monaten seit der schriftlichen Ablehnung 
der Ersatzleistung Klage erhoben wird. Das Recht, die 
Einrede der Verjährung geltend zu machen, bleibt un-
berührt.  
(5) Weitere Einzelheiten der Haftungsbegrenzung wer-
den vom Vorstand mit Zustimmung des Verbandsrates 
in Allgemeinen Auftragsbedingungen festgelegt. In 

den Auftragsbedingungen werden die Fälle konkreti-
siert, in denen die Haftung auf Fahrlässigkeit erweitert 
wird.  
 
§ 37  
- unbesetzt -  
 
§ 38 Umwandlung  
Für Umwandlungen (Verschmelzung, Spaltung, Ver-
mögensübertragung), bei denen der Verband übertra-
gender Rechtsträger ist, gelten die Bestimmungen des 
§ 39 Abs. 1 bis 3 entsprechend.  
 
§ 39 Schlussbestimmungen  
(1) Die Auflösung des Verbandes erfolgt aufgrund ei-
nes Beschlusses der Mitglieder in einer Urabstim-
mung. Der Beschluss bedarf der Zustimmung von 90 % 
der Stimmen der Mitglieder.  
(2) In dem Auflösungsbeschluss ist zu bestimmen, 
wem das Vermögen des ZdK nach der Liquidation zu-
gute kommt. Eine Verteilung des Vermögens an die 
Mitglieder ist ausgeschlossen. Die Verwendung muss 
dem Verbandszweck (§ 2) entsprechen. Im Übrigen er-
folgt die Liquidation des Verbandes nach den gesetzli-
chen Bestimmungen.  
(3) Für einen Beschluss über die Änderung des § 39 die-
ser Satzung gelten die Regeln in Absatz 1 entspre-
chend.  
 
Satzung in der Fassung des Beschlusses des Verbandstages vom 
2.11.2018, eingetragen im Vereinsregister am 16.8.2019 
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Allgemeine Auftragsbedingungen 
Stand: 28. Februar 2006 
 
1. Geltungsbereich 
(1) Die nachstehenden Bedingungen gelten für alle Beratungen 
und für alle sonstigen Tätigkeiten des Verbandes gegenüber 
seinen Mitgliedern, soweit nicht etwas anderes ausdrücklich 
schriftlich vereinbart ist.  
(2) Werden im Einzelfalle vertragliche Beziehungen auch zwi-
schen dem Verband und Dritten begründet, so gelten auch 
gegenüber solchen Dritten die nachstehenden Bestimmungen. 
 
2. Ausführung der Aufträge 
(1) Der Umfang einer Beratung oder sonstigen Tätigkeit richtet 
sich nach der getroffenen Vereinbarung. 
(2) Die Beratungen und sonstigen Tätigkeiten werden nach den 
Grundsätzen ordnungsmäßiger Berufsausübung ausgeführt. 
Der Verband ist berechtigt, sich zur Durchführung seiner Tätig-
keiten sachverständiger Personen zu bedienen. 
(3) Gegenstand eines Beratungsauftrages z.B. Rechts-, Steuer- 
und Organisations- sowie Vertriebsberatung ist die vereinbarte 
Leistung, nicht ein bestimmter wirtschaftlicher Erfolg. Die jewei-
ligen Entscheidungen zu bzw. aus den Beratungsergebnissen 
sind von den zu-ständigen Organen des Verbandsmitgliedes in 
eigener Verantwortung zu treffen. 
 
3. Aufklärungspflicht 
Die gesetzlichen Vertreter des Mitgliedes sind verpflichtet, dafür 
zu sorgen, dass dem Verband auch ohne dessen besondere 
Aufforderung alle für die Ausführung des Auftrages notwendi-
gen Unterlagen rechtzeitig und vollständig vorgelegt werden 
und ihm von allen Vorgängen und Umständen Kenntnis gege-
ben wird, die für die Durchführung des Auftrages von Bedeu-
tung sein können. Dies gilt auch für Unterlagen, Vorgänge und 
Umstände, die erst während der Tätigkeit des Verbandes be-
kannt werden. 
 
4. Sicherung der Unabhängigkeit 
Das Mitglied steht dafür ein, dass alles unterlassen wird, was 
die Unabhängigkeit der Mitarbeiter des Verbandes gefährden 
könnte. Dies gilt insbesondere für Angebote auf Anstellung und 
für Angebote, Aufträge auf eigene Rechnung zu übernehmen. 
 
5. Berichterstattung 
(1) Mündliche Erklärungen des Verbandes sind unverbindlich, 
wenn und insoweit der Verband die Ergebnisse seiner Tätigkeit 
schriftlich zusammenfasst. Ändert sich die Rechtsprechung 
nach Erteilung einer steuerlichen oder rechtlichen Auskunft, ist 
der Verband nicht verpflichtet, das Mitglied auf Änderungen 
oder sich hieraus ergebende Fragen hinzuweisen. 
(2) Mündliche Erklärungen und Auskünfte von Mitarbeitern des 
Verbandes außerhalb eines erteilten Auftrages sind stets un-
verbindlich. 
(3) Veröffentlichungen, insbesondere Rundschreiben oder 
Informationen über Internetseiten, sind lediglich unverbindliche 
Kurzinformationen. 
 
6. Weitergabe von schriftlichen Äußerungen 
Die Weitergabe von Gutachten und sonstige Stellungnahmen 
durch das Mitglied an einen Dritten oder ihre Veröffentlichung 
bedarf der schriftlichen Einwilligung des Verbandes, soweit sich 
nicht bereits aus dem Auftragsinhalt die Einwilligung zur Wei-
tergabe an einen be-stimmten Dritten ergibt. 
 
7. Haftung 
(1) Der Verband haftet nur für Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit 
bis zu einem Betrag von EUR 1 Mio. 
(2) Als einzelner Schadensfall ist die Summe der Schadenser-
satzansprüche eines Anspruchsberechtigten zu verstehen, die 
sich aus ein und demselben Verstoß ergibt. Hierbei gilt mehrfa-
ches auf gleicher Weise oder gleichartiger Fehlerquelle beru-
hendes Tun oder Unter-lassen als einheitlicher Verstoß, wenn 
die betreffenden Angelegenheiten miteinander in rechtlichem 

oder wirtschaftlichem Zusammenhang stehen. Als einzelner 
Schadensfall gelten ferner auch alle Verstöße, die bei einer 
Leistung (fachlich als einheitliche Leistung zu wertende ab-
grenzbare berufliche Tätigkeit) von einer Person oder von meh-
reren Personen begangen worden sind. Gleiches gilt auch im 
Falle mehrerer Anspruchsberechtigter. 
(3) Für Schäden, die im Rahmen mehrerer gleichartiger einheitli-
cher Leistungen aufgrund mehrerer auf dem gleichen fachlichen 
Fehler beruhender Verstöße einem Auftraggeber entstanden 
sind, haftet der Verband - soweit gesetzlich zulässig - nur bis zur 
in Absatz 1 genannten Höhe ohne Rücksicht darauf, ob der 
Schaden durch Verstöße in einem Jahr oder in mehreren Jahren 
verursacht worden ist. In diesem Falle haftet der Verband im 
Rahmen der gesetzlichen Vorschriften nach dem Umfang ent-
sprechend Absatz 1. 
(4) Soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist, kann ein 
Schadensersatzanspruch nur innerhalb einer Ausschlussfrist von 
6 Monaten geltend gemacht werden, nachdem der Anspruchsbe-
rechtigte von dem Schaden und von dem anspruchsbegründen-
den Ereignis Kenntnis erlangt hat, spätestens aber innerhalb von 
drei Jahren nach dem anspruchsbegründenden Ereignis. Der 
Anspruch erlischt, wenn trotz entsprechenden schriftlichen Hin-
weises des Verbandes nicht innerhalb einer Frist von 6 Monaten 
seit der schriftlichen Ablehnung der Ersatzleistung Klage erho-
ben wird. Das Recht, die Einrede der Verjährung geltend zu 
machen, bleibt unberührt. Die Sätze 1 bis 3 gelten auch bei 
gesetzlich vorgeschriebenen Prüfungen mit gesetzlicher Haf-
tungsbeschränkung. 
 
8. Ergänzende Bestimmungen 
(1) Der Verband und seine Beauftragten sind berechtigt, bei 
allen Tätigkeiten, insbesondere bei der Beratung in Einzelfragen 
wie auch im Falle der Dauerberatung, die von dem Mitglied 
genannten Tatsachen und sonstigen Angaben als richtig und 
vollständig zugrunde zu legen. Der Verband bzw. seine Beauf-
tragten haben jedoch das Mitglied auf von ihnen festgestellte 
Unrichtigkeiten hinzuweisen. 
(2) Ein Beratungsauftrag umfasst nicht die zur Wahrung von 
Fristen erforderlichen Handlungen, es sei denn, dass sich der 
Verband hierzu ausdrücklich verpflichtet hat. Das Mitglied hat 
dem Verband bzw. seinen Beauftragten alle für die Wahrung von 
Fristen wesentlichen Unterlagen, insbesondere rechtsmittelfähi-
ge Bescheide, so rechtzeitig vorzulegen, dass eine ordnungs-
gemäße Bearbeitung gewährleistet ist. 
(3) Das Mitglied steht dafür ein, dass die im Rahmen der Tätig-
keit des Verbandes gefertigten Gutachten, Organisationspläne, 
Entwürfe, Zeichnungen, Aufstellungen und Berechnungen nur für 
ihre eigenen Zwecke verwendet werden. 
 
9. Schweigepflicht 
(1) Der Verband und die für ihn tätigen Personen sind verpflich-
tet, über alle Tatsachen, die ihnen im Zusammenhang mit ihrer 
Tätigkeit bekannt werden, Stillschweigen zu bewahren, soweit 
der Verband nicht zur Weitergabe solcher Informationen befugt 
ist. 
(2) Der Verband ist befugt, ihm anvertraute personenbezogene 
Daten im Rahmen der Zweckbestimmung zu verarbeiten. 
 
10. Vergütung 
Die Zahlung von Mitgliedsbeiträgen richtet sich nach der jeweils 
gültigen Beitragsordnung. Für Tätigkeiten, die nicht durch den 
Verbandsbeitrag abgedeckt sind, hat der Verband neben seinem 
Anspruch auf Honorar auch einen Anspruch auf Erstattung 
seiner Auslagen; die Umsatzsteuer wird zusätzlich berechnet. 
 
11. Aufbewahren von Unterlagen 
 
Der Verband bewahrt die ihm im Zusammenhang mit der Erledi-
gung der Aufträge übergebenen Unterlagen sieben Jahre auf. 
 
12. Gerichtsstand 
Der Gerichtsstand ist der Sitz des Verbandes. 

 


